
B E S T A T T U N G S H A U S

Allgemeine 
Geschäftsbedingungen 
Gemäß § 13 BGB
Stand: 20. April 2020

Bestattungsvertrag
Anwendungsbereich
Die allgemeinen Geschäftsbedingun-
gen �nden auf das gesamte Vertrags-
verhältnis zwischen der Firma  „Bestat-
tungshaus Hebenstreit & Kentrup 
GmbH“, August-Bier-Straße 33, 53129 
Bonn (nachstehend „Bestatter“ ge-
nannt) und dem Verbraucher (nachste-
hend Auftraggeber genannt) nach Ein-
tritt eines Sterbefalles Anwendung.
Vertragsschluss
Der Bestattungsvertrag kommt mit 
der Unterzeichnung des Bestattungs-
auftrages durch den Auftraggeber 
und dem Bestatter zustande.
Vollmacht
Mit dem Abschluss des Bestattungs-
vertrages verp�ichtet sich der Auftrag-
geber, dem Bestatter Vollmachten zur 
Regelung der für die Bestattung erfor-
derlichen Geschäftsbesorgungen 
im Verhältnis zu Behörden, Sozialversi-
cherungsträgern, Lebensversicherun-
gen, Einrichtungen der Bestattungs-
vorsorge des ö�entlichen Rechts und 
des Privatrechts (z. B. Deutsche Bestat-
tungsvorsorge Treuhand AG, Sterbe-
kassen usw.) und sonstigen Dritten 
(z. B. Kirchengemeinde, Organist, Trau-
erredner, Florist, Zeitungsverlag für 
den Druck der Traueranzeige usw.) 
zu erteilen. Kommt der Auftraggeber 
dieser Verp�ichtung nicht nach, so 
fallen diese Geschäftsbesorgungen 
dem Auftraggeber allein zur Last.
Vorrang der Individualabrede
Dem Auftraggeber und dem Bestatter 
bleibt vorbehalten, Individualabreden 
abzuschließen. Individualabreden 
haben Vorrang vor den allgemeinen 
Geschäftsbedingungen.
Datenschutz
Der Bestatter ist unter Beachtung der 
Vorschriften des Datenschutzes berech-
tigt, die mit dem Abschluss, der Durch-
führung und der Beendigung des Be-
stattungsvertrages erhobenen Daten 
zu speichern, zu verarbeiten und zu 
nutzen.
Erfüllungsgehilfen
Der Bestatter ist berechtigt, Erfüllungs-
gehilfen seiner Wahl mit der Erbrin-
gung der vereinbarten Leistungen zu 
beauftragen.
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Widerrufsrecht
Widerrufsbelehrung
Wird der Bestattungsvertrag außer-
halb der Geschäftsräume des Bestat-
ters oder als Fernabsatzvertrag mit 
dem Auftraggeber geschlossen, so 
gilt Folgendes: Sie haben das Recht, 
diesen Vertrag binnen 14 Tagen ab 
dem Tag des Vertragsschlusses ohne 
Angabe von Gründen zu widerrufen. 
Um Ihr Widerrufsrecht auszuüben, 
müssen Sie dem Bestatter mittels einer 
eindeutigen Erklärung, z.B. per Post-
brief (Bestattungshaus Hebenstreit & 
Kentrup GmbH, August-Bier-Straße 
33, 53129 Bonn), Fax (0228 . 911 821) 
oder eMail (info@abschiednehmen.de), 
über Ihren Entschluss informieren, 
diesen Vertrag zu widerrufen. Zur Wah-
rung der Widerrufsfrist reicht es aus, 
dass Sie die Mitteilung über die Aus-
übung des Widerrufsrechts vor Ablauf 
der Widerrufsfrist absenden.
Folgen des Widerrufs
Wenn Sie diesen Vertrag widerrufen, 
haben wir Ihnen alle Zahlungen, die wir 
von Ihnen erhalten haben, einschließ-
lich der Lieferkosten (mit Ausnahme 
der zusätzlichen Kosten, die sich daraus 
ergeben, dass Sie eine andere Art der 
Lieferung als die von uns angebotene, 
günstigste Standardlieferung gewählt 
haben) unverzüglich und spätestens 
binnen 14 Tagen ab dem Tag zurückzu-
zahlen, an dem die Mitteilung über 
Ihren Widerruf dieses Vertrages bei uns 
eingegangen ist. Für diese Rückzahlung 
verwenden wir dasselbe Zahlungsmit-
tel, das Sie bei der ursprünglichen Trans-
aktion eingesetzt haben, es sei denn, 
mit Ihnen wurde ausdrücklich etwas an-
deres vereinbart; in keinem Fall werden 
Ihnen wegen dieser Rückzahlung Ent-
gelte berechnet. Haben Sie verlangt, 
dass die Dienstleistungen während 
der Widerrufsfrist beginnen sollen, so 
haben Sie uns einen angemessenen 
Betrag zu zahlen, der dem Anteil der 
bis zu dem Zeitpunkt, zu dem Sie uns 
von der Ausübung des Widerrufsrechts 
hinsichtlich dieses Vertrages unterrich-
ten, bereits erbrachte Dienstleistungen 
im Vergleich zum Gesamtumfang der 
im Vertrag vorgesehenen Dienstleistun-
gen entspricht.

Vergütung
Hauptleistungsp�icht
Der Auftraggeber verp�ichtet sich ge-
genüber dem Bestatter zur Zahlung 
aller Bestattungskosten. Der Bestatter 

übernimmt nicht die Gewähr für die 
Richtigkeit eines Kostenvoranschlages, 
es sei denn, dass der Auftraggeber 
und der Bestatter verbindliche Preisab-
sprachen getro�en haben. Hiervon 
ausgenommen sind Auslagen und 
Gebühren, die in der Regel erst nach 
Vollendung der Bestattungsleistung 
der Höhe nach feststehen.
Höhe der Vergütung
Soweit der Bestatter und der Auftrag-
geber keine verbindlichen Preisabspra-
chen getro�en haben, gilt die übliche 
Vergütung für die Bestattungsleistung 
als vereinbart. Gleiches gilt sinngemäß 
für die nach Abschluss des Bestattungs-
vertrages zwischen dem Auftraggeber 
und dem Bestatter verabredeten Leis-
tungsänderungen und/oder Zusatzleis-
tungen.
Abschlagszahlung
Dem Bestatter steht das Recht zu, Ab-
schlagszahlungen für im Wesentlichen 
vertragsgerecht erbrachte Teilleistun-
gen (z. B. Abholung des Verstorbenen, 
Überführung des Verstorbenen, Einsar-
gung des Verstorbenen, hygienische 
Versorgung des Verstorbenen usw.) 
zu verlangen. Für die Fälligkeit und 
Verzinsung von Forderungen aus Ab-
schlagsrechnungen gelten 3.4 und 3.5 
der Allgemeinen Geschäftsbedingun-
gen sinngemäß.
Fälligkeit
Soweit der Auftraggeber die Bestat-
tungsleistung des Bestatters durch 
ausdrückliche Erklärung oder schlüssi-
ges Handeln nicht abnimmt, wird die 
Vergütung fällig mit der Vollendung 
der Bestattungsleistung.
Verzinsung
Der Auftraggeber verp�ichtet sich, in-
nerhalb von 10 Tagen nach Erhalt der 
Schlussrechnung des Bestatters den 
Zahlungsanspruch zu erfüllen. Nach 
Ablauf dieser Frist gerät der Auftrag-
geber in Zahlungsverzug. Mit dem 
Eintritt des Zahlungsverzuges ist der 
Zahlungsanspruch mit 5 Prozentpunk-
ten Zinsen über dem Basiszinssatz zu 
verzinsen.
Rechte des Auftraggebers
Der Auftraggeber hat das Recht zur 
Aufrechnung nur, wenn seine Gegen-
ansprüche rechtskräftig festgestellt, 
anerkannt oder durch den Bestatter 
nicht bestritten wurden. Ein Zurück-
behaltungsrecht kann der Auftragge-
ber nur ausüben, wenn sein Gegenan-
spruch auf dem Bestattungsvertrag 
beruht.

Sicherungsabtretung
Der Auftraggeber tritt hiermit seine 
Ansprüche gegen die zur Tragung der 
Bestattungskosten Verp�ichteten aus 
Geschäftsführung ohne Auftrag in Ver-
bindung mit den Landesbestattungs-
gesetzen, § 1968 BGB, §  1615 Abs. 
2 BGB, § 1360 a Abs. 5 BGB, § 1361 
Abs. 4 BGB und §§ 823, 844 BGB zur 
Absicherung der Werklohnforderung 
aus dem Bestattervertrag an den Be-
statter ab, der die Abtretung hiermit 
annimmt. Die Wirksamkeit der Siche-
rungsabtretung ist au�ösend bedingt 
durch die vollständige Erfüllung der 
Werklohnforderung des Bestatters 
gegen den Auftraggeber aus dem 
Bestattungsvertrag. Leistet der Auf-
traggeber Teilzahlungen, so tritt der 
Bestatter in Höhe der Teilzahlungen 
zur Vermeidung einer Übersicherung 
die Ansprüche aus den allgemeinen 
Geschäftsbedingungen gemäß 3.7 
Satz 1 an den Auftraggeber wieder 
ab, der die Rückabtretung hiermit 
annimmt. Der Bestatter ist berechtigt, 
die Sicherungsabtretung gegenüber 
den zur Tragung der Bestattungskos-
ten Verp�ichteten nach 3.7 Satz 1 
der Allgemeinen Geschäftsbedingun-
gen o�enzulegen, sobald der Auftrag-
geber gemäß 3.5 der Allgemeinen Ge-
schäftsbedingungen in Zahlungsver-
zug geraten ist.
Sozialamt
Der Auftraggeber tritt seine sekundär-
en Sozialhilfeansprüche aus § 74 SGB 
XII gegen den Sozialhilfeträger in Höhe 
der Eigenleistungen an den Bestatter 
zur Absicherung seiner Werklohnforde-
rung aus dem Bestattungsvertrag ab, 
der die Abtretung hiermit annimmt. 
Die Wirksamkeit der Abtretung ist 
aufschiebend bedingt durch die im We-
sentlichen vertragsgerechte vollständi-
ge Erbringung der Eigenleistungen 
des Bestatters. Im Übrigen gilt 3.7 letz-
ter Satz der Allgemeinen Geschäftsbe-
dingungen sinngemäß. Der Auftragge-
ber ist verp�ichtet, das Verfahren nach 
§ 74 SGB XII durch Vorlage aller ihm 
zur Verfügung stehenden Unterlagen 
zu fördern und alle in diesem Zusam-
menhang notwendigen Erklärungen 
und Anträge gegenüber dem Sozial-
amt abzugeben.

Beendigung des Vertrages
Kündigung
Das Recht zur ordentlichen Kündigung 
des Bestattungsvertrages ist ausge-

schlossen. Hiervon unberührt bleibt 
das Recht des Bestatters und des Auf-
traggebers, den Bestattungsvertrag 
aus wichtigem Grund zu kündigen.
Vergütung
Wird der Bestattungsvertrag durch 
eine Kündigung des Bestatters aus 
wichtigem Grund, der von dem Auf-
traggeber zu vertreten ist, gekündigt, 
so hat der Auftraggeber dem Bestatter 
die vereinbarte Vergütung für die be-
reits im Wesentlichen vertragsgerecht 
erbrachten Teilleistungen zu zahlen.
Entgangener Gewinn
In Bezug auf die noch nicht erbrachten 
Eigenleistungen steht dem Bestatter 
gegen den Auftraggeber ein Anspruch 
auf Zahlung eines pauschalisierten ent-
gangenen Gewinnes in Höhe von 20 % 
der Auftragssumme der noch nicht er-
brachten Eigenleistungen netto zuzüg-
lich Mehrwertsteuer zu. Der Auftragge-
ber kann den Nachweis führen, dass 
ein entgangener Gewinn überhaupt 
nicht entstanden oder wesentlich ge-
ringer ausgefallen ist.

Gewährleistung
O�ensichtliche Mängel
Mängelansprüche des Auftraggebers 
für o�ensichtliche Mängel sind ausge-
schlossen, wenn er sie nicht binnen 
einer Frist von 3 Monaten seit Vollen-
dung der Bestattungsleistung dem 
Bestatter schriftlich anzeigt.
Gewährleistungsfrist
Die Gewährleistungsfrist beträgt 1 Jahr, 
es sei denn, dass der Bestatter Mängel 
arglistig verschwiegen hat. Die Gewähr-
leistungsfrist beginnt mit dem Schluss 
des Jahres, in dem die Mängelansprü-
che entstanden sind und der Auftrag-
geber von den die Mängelansprüche 
begründenden Umständen Kenntnis 
erlangt hat oder ohne grobe Fahrlässig-
keit hätte erlangen müssen.
Haftung
Ist der Bestatter zum Schadensersatz 
verp�ichtet, tritt die Ersatzp�icht bei 
leichter Fahrlässigkeit nur ein, wenn 
Leben, Körper, Gesundheit oder wesent-
liche Vertragsp�ichten verletzt wurden. 
Die Haftungsbeschränkung nach 5.3 
Satz 1 gilt auch für Schäden, die durch 
Erfüllungsgehilfen des Bestatters verur-
sacht und verschuldet wurden.

Schlussbestimmungen
Salvatorische Klausel
Die Unwirksamkeit einzelner Bestim-
mungen berührt die Wirksamkeit 

der übrigen Allgemeinen Geschäfts-
bedingungen nicht. Die unwirksame 
Bestimmung ist durch eine gültige zu 
ersetzen, die dem angestrebten Ziel 
möglichst nahe kommt.
Erfüllungsort
Der Erfüllungsort für die Leistungen 
der Vertragsparteien ist der Geschäfts-
sitz des Bestatters.
Rechtswahl
Es gilt das Recht der Bundesrepublik 
Deutschland. Diese Rechtswahl gilt 
nur insoweit, als nicht der gewährte 
Schutz durch zwingende Bestimmun-
gen des Rechts des Staates, in dem der 
Auftraggeber seinen gewöhnlichen 
Aufenthalt hat, entzogen wird.

Quellenangabe: Empfehlung des BDB 
für Allgemeine Geschäftsbedingungen 
für Bestattungsverträge. Es ist nicht ge-
stattet, diese AGBs ganz oder teilweise 
nachzudrucken bzw. auf fotomechani-
schem Weg zu vervielfältigen.

Datenschutzerklärung 
des „Bestattungshauses Hebenstreit & 
Kentrup GmbH“ nach Datenschutz-Grund-
verordnung (DSGVO).
Stand: 1. Mai 2018

Name und Kontaktdaten des für 
die Verarbeitung Verantwortlichen
Verantwortlicher im Sinne der Daten-
schutz-Grundverordnung für das Bestat-
tungshaus Hebenstreit & Kentrup GmbH 
ist: Werner Kentrup, August-Bier-Straße 
33, 53129 Bonn, Tel  0228 . 911 820 
eMail  info@abschiednehmen.de

Art, Dauer und Rechtsgrundlagen 
der Datenverarbeitung
Für den Fall der Vertragsanbahnung, des Ab-
schlusses eines Bestattungsvertrages oder 
Bestattungsvorsorgevertrages und dessen 
Abwicklung erheben und verarbeiten wir 
folgende Daten: Anrede, Vorname und 
Nachname des Auftraggebers, eMail-Adres-
se, Anschrift, Telefonnummer; Anrede, Vor-
name, Nachname des/der Verstorbenen, 
Geburts-, Sterbedatum und Geburtsort, 
Personenstand, Konfession des/der Verstor-
benen, Verwandtschaftsverhältnisse, Kon-
taktdaten eines Bevollmächtigten, Kontakt-
daten der Krankenkassen des/der Verstorbe-
nen, Kontaktdaten der Rentenstellen des/-
der Verstorbenen, Kontaktdaten der Versi-
cherungsgesellschaften des/der Verstorbe-
nen, Kontaktdaten der Personen der Trauer-
gesellschaft, Daten des Personalausweises 
des/der Verstorbenen, Fotos der Trauerfeier. 
Bei Beauftragung auch: Fingerprints des 
Verstorbenen, Totenmaske, Fotos des/der 
Verstorbenen, Haarproben des/der Verstor-
benen. Die Erhebung und Verwendung 
der Konfession des/der Verstorbenen, der 
Daten für die Erstellung von Fingerprints 
des/der Verstorbenen, die biometrischen 
Daten für die Totenmaske, die Entnahme 
von Haarproben des/der Verstorbenen, die 
Anfertigung von Fotos des/der Verstorbe-
nen und der Trauerfeier erfolgt nur, wenn 
der Betro�ene sich ausdrücklich mit der 
Erhebung, Speicherung und Verarbeitung 
dieser personenbezogenen Daten gem. Art. 
9 Abs. 2 a) DSGVO einverstanden erklärt.

Zweck der Datenverarbeitung, Spei-
cherdauer und Rechtsgrundlagen
Zweck 
Die Datenerhebung und Datenverarbei-
tung erfolgt für die Erstellung eines Ange-
botes, des Vertragsschlusses und die Ver-
tragsabwicklung sowie für die angemesse-
ne Bearbeitung des Bestattungsauftrages, 
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soweit dies für die beidseitige Erfüllung 
der Verp�ichtungen aus dem Vertragsver-
hältnis erforderlich ist.
Speicherdauer 
Die personenbezogenen Daten werden 
gelöscht oder gesperrt, sobald der Zweck 
der Speicherung entfällt. Eine Speiche-
rung kann darüber hinaus erfolgen, wenn 
dies durch den europäischen oder nationa-
len Gesetzgeber in unionsrechtlichen Ver-
ordnungen, Gesetzen oder sonstigen Vor-
schriften, denen der Verantwortliche unter-
liegt, vorgesehen wurde. Eine Sperrung 
oder Löschung der Daten erfolgt auch 
dann, wenn eine durch die genannten 
Normen vorgeschriebene Speicherfrist 
abläuft, es sei denn, dass eine Erforderlich-
keit zur weiteren Speicherung der Daten 
für einen Vertragsabschluss oder eine Ver-
tragserfüllung besteht.
Rechtsgrundlage für die Verarbeitung 
personenbezogener Daten
Soweit für Verarbeitungsvorgänge personen-
bezogener Daten eine Einwilligung der be-
tro�enen Personen erforderlich ist, dient Art. 
6 Abs. 1 lit. a), 9 Abs. 2 a) DSGVO als Rechts-
grundlage. Bei der Verarbeitung von perso-
nenbezogenen Daten, die zur Erfüllung 
eines Vertrages, dessen Vertragspartei die be-
tro�ene Person ist, erforderlich ist, dient Art. 
6 Abs. 1 b) DSGVO als Rechtsgrundlage. Dies 
gilt auch für Verarbeitungsvorgänge, die zur 
Durchführung vorvertraglicher Maßnahmen 
erforderlich sind. Soweit eine Verarbeitung 
personenbezogener Daten zur Erfüllung 
einer rechtlichen Verp�ichtung erforderlich 
ist, der unser Unternehmen unterliegt, dient 
Art. 6 Abs. 1 c) DSGVO als Rechtsgrundlage. 
Für den Fall, dass lebenswichtige Interessen 
der betro�enen Person oder einer anderen 
natürlichen Person eine Verarbeitung perso-
nenbezogener Daten erforderlich machen, 
dient Art. 6 Abs. 1 d) DSGVO als Rechtsgrund-
lage. Ist die Verarbeitung zur Wahrung eines 
berechtigten Interesses unseres Unterneh-
mens oder eines Dritten erforderlich und 
überwiegen die Interessen, Grundrechte 
und Grundfreiheiten des Betro�enen das 
erstgenannte Interesse nicht, so dient Art. 6 
Abs. 1 lit. f DSGVO als Rechtsgrundlage für 
die Verarbeitung.

Weitergabe von Daten an Dritte
Die Weitergabe von Daten an Dritte 
erfolgt nur, soweit dies für die Vertragsab-
wicklung erforderlich ist. Dritte sind 
Gerichte, Behörden, insbesondere das 
Standesamt, das Ordnungsamt, die Fried-
hofsverwaltung, das Gesundheitsamt, die 
Staatsanwaltschaft, gesetzliche Sozialversi-
cherungen, insbesondere Krankenkassen, 

Rentenversicherungen, Unfallversicherun-
gen, Lebensversicherungen und sonstige 
private Versicherungsgesellschaften, der 
Zeitungsverlag für die Traueranzeige, das 
Blumengeschäft für die Trauer�oristik, der 
Steinmetz, der Trauerredner, der Trauermu-
siker, die Einzugszentralen Rundfunk, ARD, 
ZDF, Deutschlandradio, Religionsgemein-
schaften.

Rechte der betro�enen Person
Werden personenbezogene Daten 
verarbeitet und sind Sie Betro�ener i.S.d. 
DSGVO, stehen Ihnen folgende Rechte 
gegenüber dem Verantwortlichen zu:
Auskunftsrecht
Sie können von dem Verantwortlichen 
eine Bestätigung darüber verlangen, ob 
personenbezogene Daten, die Sie betref-
fen, von uns verarbeitet werden.
Liegt eine solche Verarbeitung vor, können 
Sie von dem Verantwortlichen über folgen-
de Informationen Auskunft verlangen:
Die Zwecke, zu denen die personenbezo-
genen Daten verarbeitet werden.
Die Kategorien von personenbezogenen 
Daten, welche verarbeitet werden.
Die Empfänger bzw. die Kategorien von 
Empfängern, gegenüber denen die Sie be-
tre�enden personenbezogenen Daten of-
fengelegt wurden oder noch o�engelegt 
werden.
Die geplante Dauer der Speicherung der 
Sie betre�enden personenbezogenen 
Daten oder, falls konkrete Angaben hierzu 
nicht möglich sind, Kriterien für die Festle-
gung der Speicherdauer.
Das Bestehen eines Rechts auf Berichti-
gung oder Löschung der Sie betre�enden 
personenbezogenen Daten, eines Rechts 
auf Einschränkung der Verarbeitung durch 
den Verantwortlichen oder eines Wider-
spruchsrechts gegen diese Verarbeitung.
Das Bestehen eines Beschwerderechts bei 
einer Aufsichtsbehörde.
Alle verfügbaren Informationen über die 
Herkunft der Daten, wenn die personenbe-
zogenen Daten nicht bei der betro�enen 
Person erhoben werden.
Recht auf Berichtigung
Sie haben ein Recht auf Berichtigung 
und/oder Vervollständigung gegenüber 
dem Verantwortlichen, sofern die verarbei-
teten personenbezogenen Daten, die Sie 
betre�en, unrichtig oder unvollständig 
sind. Der Verantwortliche hat die Berichti-
gung unverzüglich vorzunehmen.
Recht auf Einschränkung der 
Verarbeitung
Unter den folgenden Voraussetzungen 
können Sie die Einschränkung der Verar-
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beitung der Sie betre�enden personenbe-
zogenen Daten verlangen:
Wenn Sie die Richtigkeit der Sie betre�en-
den personenbezogenen für eine Dauer 
bestreiten, die es dem Verantwortlichen 
ermöglicht, die Richtigkeit der personen-
bezogenen Daten zu überprüfen.
Die Verarbeitung unrechtmäßig ist und 
Sie die Löschung der personenbezogenen 
Daten ablehnen und stattdessen die Ein-
schränkung der Nutzung der personenbe-
zogenen Daten verlangen.
Der Verantwortliche die personenbezo-
genen Daten für die Zwecke der Verarbei-
tung nicht länger benötigt, Sie diese 
jedoch zur Geltendmachung, Ausübung 
oder Verteidigung von Rechtsansprüchen 
benötigen.
Wenn Sie Widerspruch gegen die Verar-
beitung gemäß Art. 21 Abs. 1 DSGVO ein-
gelegt haben und noch nicht feststeht, 
ob die berechtigten Gründe des Verant-
wortlichen gegenüber Ihren Gründen 
überwiegen.
Wurde die Verarbeitung der Sie betre�en-
den personenbezogenen Daten einge-
schränkt, dürfen diese Daten – von ihrer 
Speicherung abgesehen – nur mit Ihrer 
Einwilligung oder zur Geltendmachung, 
Ausübung oder Verteidigung von Rechts-
ansprüchen oder zum Schutz der Rechte 
einer anderen natürlichen oder juristi-
schen Person oder aus Gründen eines 
wichtigen ö�entlichen Interesses der 
Union oder eines Mitgliedstaats verarbei-
tet werden. Wurde die Einschränkung der 
Verarbeitung nach den o.g. Voraussetzun-
gen eingeschränkt, werden Sie von dem 
Verantwortlichen unterrichtet, bevor die 
Einschränkung aufgehoben wird.
Recht auf Löschung
Sie können von dem Verantwortlichen 
verlangen, dass die Sie betre�enden per-
sonenbezogenen Daten unverzüglich ge-
löscht werden, und der Verantwortliche 
ist verp�ichtet, diese Daten unverzüglich 
zu löschen, sofern einer der folgenden 
Gründe zutri�t:
Die Sie betre�enden personenbezogenen 
Daten sind für die Zwecke, für die sie erho-
ben oder auf sonstige Weise verarbeitet 
wurden, nicht mehr notwendig.
Sie widerrufen Ihre Einwilligung, auf die 
sich die Verarbeitung gem. Art. 6 Abs. 1 
lit. a oder Art. 9 Abs. 2 a) DSGVO stützte, 
und es fehlt an einer anderweitigen Rechts-
grundlage für die Verarbeitung.
Sie legen gem. Art. 21 Abs. 1 DSGVO Wider-
spruch gegen die Verarbeitung ein und 
es liegen keine vorrangigen berechtigten 
Gründe für die Verarbeitung vor, oder 

Sie legen gem. Art. 21 Abs. 2 DSGVO Wider-
spruch gegen die Verarbeitung ein.
Die Sie betre�enden personenbezogenen 
Daten wurden unrechtmäßig verarbeitet.
Die Löschung der Sie betre�enden perso-
nenbezogenen Daten ist zur Erfüllung 
einer rechtlichen Verp�ichtung nach dem 
Unionsrecht oder dem Recht der Bundes-
republik Deutschland nicht erforderlich. 
Das Recht auf Löschung besteht nicht, 
soweit die Verarbeitung erforderlich ist 
zur Ausübung des Rechts auf freie Mei-
nungsäußerung und Information;
zur Erfüllung einer rechtlichen Verp�ich-
tung, die die Verarbeitung nach dem Recht 
der Union oder der Mitgliedstaaten, dem 
der Verantwortliche unterliegt, erfordert, 
oder zur Wahrnehmung einer Aufgabe, 
die im ö�entlichen Interesse liegt oder in 
Ausübung ö�entlicher Gewalt erfolgt, die 
dem Verantwortlichen übertragen wurde;
aus Gründen des ö�entlichen Interesses 
im Bereich der ö�entlichen Gesundheit 
gemäß Art. 9 Abs. 2 h) und i) sowie Art. 9 
Abs. 3 DSGVO;
zur Geltendmachung, Ausübung oder Ver-
teidigung von Rechtsansprüchen.
Recht auf Unterrichtung
Haben Sie das Recht auf Berichtigung, Lö-
schung oder Einschränkung der Verarbei-
tung gegenüber dem Verantwortlichen 
geltend gemacht, ist dieser verp�ichtet, 
allen Empfängern, denen die Sie betref-
fenden personenbezogenen Daten o�en-
gelegt wurden, diese Berichtigung oder 
Löschung der Daten oder Einschränkung 
der Verarbeitung mitzuteilen, es sei denn, 
dies erweist sich als unmöglich oder ist 
mit einem unverhältnismäßigen Aufwand 
verbunden. Ihnen steht gegenüber dem 
Verantwortlichen das Recht zu, über diese 
Empfänger unterrichtet zu werden.
Recht auf Datenübertragbarkeit
Sie haben das Recht, die Sie betre�enden 
personenbezogenen Daten, die Sie dem 
Verantwortlichen bereitgestellt haben, 
in einem strukturierten, gängigen und 
maschinenlesbaren Format zu erhalten. 
Außerdem haben Sie das Recht, diese 
Daten einem anderen Verantwortlichen 
ohne Behinderung durch den Verantwort-
lichen, dem die personenbezogenen 
Daten bereitgestellt wurden, zu übermit-
teln, sofern
die Verarbeitung auf einer Einwilligung 
gem. Art. 6 Abs. 1 a) DSGVO oder Art. 9 
Abs. 2 a) DSGVO oder auf einem Vertrag 
gem. Art. 6 Abs. 1 b) DSGVO beruht und
die Verarbeitung mithilfe automatisierter 
Verfahren erfolgt. 
In Ausübung dieses Rechts haben Sie 

ferner das Recht, zu erwirken, dass die Sie 
betre�enden personenbezogenen Daten 
direkt von einem Verantwortlichen einem 
anderen Verantwortlichen übermittelt 
werden, soweit dies technisch machbar 
ist. Freiheiten und Rechte anderer Perso-
nen dürfen hierdurch nicht beeinträchtigt 
werden. Das Recht auf Datenübertragbar-
keit gilt nicht für eine Verarbeitung perso-
nenbezogener Daten, die für die Wahrneh-
mung einer Aufgabe erforderlich ist, die 
im ö�entlichen Interesse liegt oder in 
Ausübung ö�entlicher Gewalt erfolgt, die 
dem Verantwortlichen übertragen wurde.
Widerspruchsrecht
Sie haben das Recht, aus Gründen, die 
sich aus ihrer besonderen Situation erge-
ben, jederzeit gegen die Verarbeitung der 
Sie betre�enden personenbezogenen 
Daten, die aufgrund von Art. 6 Abs. 1 e) 
oder f) DSGVO erfolgt, Widerspruch einzu-
legen. Der Verantwortliche verarbeitet die 
Sie betre�enden personenbezogenen 
Daten nicht mehr, es sei denn, er kann 
zwingende schutzwürdige Gründe für die 
Verarbeitung nachweisen, die Ihre Interes-
sen, Rechte und Freiheiten überwiegen, 
oder die Verarbeitung dient der Geltend-
machung, Ausübung oder Verteidigung 
von Rechtsansprüchen.
Recht auf Widerruf der datenschutz-
rechtlichen Einwilligungserklärung
Sie haben das Recht, Ihre datenschutz-
rechtliche Einwilligungserklärung jederzeit 
zu widerrufen. Durch den Widerruf der Ein-
willigung wird die Rechtmäßigkeit der auf-
grund der Einwilligung bis zum Widerruf 
erfolgten Verarbeitung nicht berührt.
Recht auf Beschwerde bei einer 
Aufsichtsbehörde
Unbeschadet eines anderweitigen verwal-
tungsrechtlichen oder gerichtlichen 
Rechtsbehelfs steht Ihnen das Recht auf 
Beschwerde bei einer Aufsichtsbehörde, 
insbesondere in dem Mitgliedstaat ihres 
Aufenthaltsorts, ihres Arbeitsplatzes oder 
des Orts des mutmaßlichen Verstoßes, 
zu, wenn Sie der Ansicht sind, dass die 
Verarbeitung der Sie betre�enden perso-
nenbezogenen Daten gegen die DSGVO 
verstößt. Die Aufsichtsbehörde, bei der 
die Beschwerde eingereicht wurde, unter-
richtet den Beschwerdeführer über den 
Stand und die Ergebnisse der Beschwer-
de einschließlich der Möglichkeit eines 
gerichtlichen Rechtsbehelfs nach Art. 78 
DSGVO.



Allgemeine 
Geschäftsbedingungen 
Gemäß § 13 BGB
Stand: 20. April 2020

Bestattungsvertrag
Anwendungsbereich
Die allgemeinen Geschäftsbedingun-
gen �nden auf das gesamte Vertrags-
verhältnis zwischen der Firma  „Bestat-
tungshaus Hebenstreit & Kentrup 
GmbH“, August-Bier-Straße 33, 53129 
Bonn (nachstehend „Bestatter“ ge-
nannt) und dem Verbraucher (nachste-
hend Auftraggeber genannt) nach Ein-
tritt eines Sterbefalles Anwendung.
Vertragsschluss
Der Bestattungsvertrag kommt mit 
der Unterzeichnung des Bestattungs-
auftrages durch den Auftraggeber 
und dem Bestatter zustande.
Vollmacht
Mit dem Abschluss des Bestattungs-
vertrages verp�ichtet sich der Auftrag-
geber, dem Bestatter Vollmachten zur 
Regelung der für die Bestattung erfor-
derlichen Geschäftsbesorgungen 
im Verhältnis zu Behörden, Sozialversi-
cherungsträgern, Lebensversicherun-
gen, Einrichtungen der Bestattungs-
vorsorge des ö�entlichen Rechts und 
des Privatrechts (z. B. Deutsche Bestat-
tungsvorsorge Treuhand AG, Sterbe-
kassen usw.) und sonstigen Dritten 
(z. B. Kirchengemeinde, Organist, Trau-
erredner, Florist, Zeitungsverlag für 
den Druck der Traueranzeige usw.) 
zu erteilen. Kommt der Auftraggeber 
dieser Verp�ichtung nicht nach, so 
fallen diese Geschäftsbesorgungen 
dem Auftraggeber allein zur Last.
Vorrang der Individualabrede
Dem Auftraggeber und dem Bestatter 
bleibt vorbehalten, Individualabreden 
abzuschließen. Individualabreden 
haben Vorrang vor den allgemeinen 
Geschäftsbedingungen.
Datenschutz
Der Bestatter ist unter Beachtung der 
Vorschriften des Datenschutzes berech-
tigt, die mit dem Abschluss, der Durch-
führung und der Beendigung des Be-
stattungsvertrages erhobenen Daten 
zu speichern, zu verarbeiten und zu 
nutzen.
Erfüllungsgehilfen
Der Bestatter ist berechtigt, Erfüllungs-
gehilfen seiner Wahl mit der Erbrin-
gung der vereinbarten Leistungen zu 
beauftragen.
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Widerrufsrecht
Widerrufsbelehrung
Wird der Bestattungsvertrag außer-
halb der Geschäftsräume des Bestat-
ters oder als Fernabsatzvertrag mit 
dem Auftraggeber geschlossen, so 
gilt Folgendes: Sie haben das Recht, 
diesen Vertrag binnen 14 Tagen ab 
dem Tag des Vertragsschlusses ohne 
Angabe von Gründen zu widerrufen. 
Um Ihr Widerrufsrecht auszuüben, 
müssen Sie dem Bestatter mittels einer 
eindeutigen Erklärung, z.B. per Post-
brief (Bestattungshaus Hebenstreit & 
Kentrup GmbH, August-Bier-Straße 
33, 53129 Bonn), Fax (0228 . 911 821) 
oder eMail (info@abschiednehmen.de), 
über Ihren Entschluss informieren, 
diesen Vertrag zu widerrufen. Zur Wah-
rung der Widerrufsfrist reicht es aus, 
dass Sie die Mitteilung über die Aus-
übung des Widerrufsrechts vor Ablauf 
der Widerrufsfrist absenden.
Folgen des Widerrufs
Wenn Sie diesen Vertrag widerrufen, 
haben wir Ihnen alle Zahlungen, die wir 
von Ihnen erhalten haben, einschließ-
lich der Lieferkosten (mit Ausnahme 
der zusätzlichen Kosten, die sich daraus 
ergeben, dass Sie eine andere Art der 
Lieferung als die von uns angebotene, 
günstigste Standardlieferung gewählt 
haben) unverzüglich und spätestens 
binnen 14 Tagen ab dem Tag zurückzu-
zahlen, an dem die Mitteilung über 
Ihren Widerruf dieses Vertrages bei uns 
eingegangen ist. Für diese Rückzahlung 
verwenden wir dasselbe Zahlungsmit-
tel, das Sie bei der ursprünglichen Trans-
aktion eingesetzt haben, es sei denn, 
mit Ihnen wurde ausdrücklich etwas an-
deres vereinbart; in keinem Fall werden 
Ihnen wegen dieser Rückzahlung Ent-
gelte berechnet. Haben Sie verlangt, 
dass die Dienstleistungen während 
der Widerrufsfrist beginnen sollen, so 
haben Sie uns einen angemessenen 
Betrag zu zahlen, der dem Anteil der 
bis zu dem Zeitpunkt, zu dem Sie uns 
von der Ausübung des Widerrufsrechts 
hinsichtlich dieses Vertrages unterrich-
ten, bereits erbrachte Dienstleistungen 
im Vergleich zum Gesamtumfang der 
im Vertrag vorgesehenen Dienstleistun-
gen entspricht.

Vergütung
Hauptleistungsp�icht
Der Auftraggeber verp�ichtet sich ge-
genüber dem Bestatter zur Zahlung 
aller Bestattungskosten. Der Bestatter 

übernimmt nicht die Gewähr für die 
Richtigkeit eines Kostenvoranschlages, 
es sei denn, dass der Auftraggeber 
und der Bestatter verbindliche Preisab-
sprachen getro�en haben. Hiervon 
ausgenommen sind Auslagen und 
Gebühren, die in der Regel erst nach 
Vollendung der Bestattungsleistung 
der Höhe nach feststehen.
Höhe der Vergütung
Soweit der Bestatter und der Auftrag-
geber keine verbindlichen Preisabspra-
chen getro�en haben, gilt die übliche 
Vergütung für die Bestattungsleistung 
als vereinbart. Gleiches gilt sinngemäß 
für die nach Abschluss des Bestattungs-
vertrages zwischen dem Auftraggeber 
und dem Bestatter verabredeten Leis-
tungsänderungen und/oder Zusatzleis-
tungen.
Abschlagszahlung
Dem Bestatter steht das Recht zu, Ab-
schlagszahlungen für im Wesentlichen 
vertragsgerecht erbrachte Teilleistun-
gen (z. B. Abholung des Verstorbenen, 
Überführung des Verstorbenen, Einsar-
gung des Verstorbenen, hygienische 
Versorgung des Verstorbenen usw.) 
zu verlangen. Für die Fälligkeit und 
Verzinsung von Forderungen aus Ab-
schlagsrechnungen gelten 3.4 und 3.5 
der Allgemeinen Geschäftsbedingun-
gen sinngemäß.
Fälligkeit
Soweit der Auftraggeber die Bestat-
tungsleistung des Bestatters durch 
ausdrückliche Erklärung oder schlüssi-
ges Handeln nicht abnimmt, wird die 
Vergütung fällig mit der Vollendung 
der Bestattungsleistung.
Verzinsung
Der Auftraggeber verp�ichtet sich, in-
nerhalb von 10 Tagen nach Erhalt der 
Schlussrechnung des Bestatters den 
Zahlungsanspruch zu erfüllen. Nach 
Ablauf dieser Frist gerät der Auftrag-
geber in Zahlungsverzug. Mit dem 
Eintritt des Zahlungsverzuges ist der 
Zahlungsanspruch mit 5 Prozentpunk-
ten Zinsen über dem Basiszinssatz zu 
verzinsen.
Rechte des Auftraggebers
Der Auftraggeber hat das Recht zur 
Aufrechnung nur, wenn seine Gegen-
ansprüche rechtskräftig festgestellt, 
anerkannt oder durch den Bestatter 
nicht bestritten wurden. Ein Zurück-
behaltungsrecht kann der Auftragge-
ber nur ausüben, wenn sein Gegenan-
spruch auf dem Bestattungsvertrag 
beruht.

Sicherungsabtretung
Der Auftraggeber tritt hiermit seine 
Ansprüche gegen die zur Tragung der 
Bestattungskosten Verp�ichteten aus 
Geschäftsführung ohne Auftrag in Ver-
bindung mit den Landesbestattungs-
gesetzen, § 1968 BGB, §  1615 Abs. 
2 BGB, § 1360 a Abs. 5 BGB, § 1361 
Abs. 4 BGB und §§ 823, 844 BGB zur 
Absicherung der Werklohnforderung 
aus dem Bestattervertrag an den Be-
statter ab, der die Abtretung hiermit 
annimmt. Die Wirksamkeit der Siche-
rungsabtretung ist au�ösend bedingt 
durch die vollständige Erfüllung der 
Werklohnforderung des Bestatters 
gegen den Auftraggeber aus dem 
Bestattungsvertrag. Leistet der Auf-
traggeber Teilzahlungen, so tritt der 
Bestatter in Höhe der Teilzahlungen 
zur Vermeidung einer Übersicherung 
die Ansprüche aus den allgemeinen 
Geschäftsbedingungen gemäß 3.7 
Satz 1 an den Auftraggeber wieder 
ab, der die Rückabtretung hiermit 
annimmt. Der Bestatter ist berechtigt, 
die Sicherungsabtretung gegenüber 
den zur Tragung der Bestattungskos-
ten Verp�ichteten nach 3.7 Satz 1 
der Allgemeinen Geschäftsbedingun-
gen o�enzulegen, sobald der Auftrag-
geber gemäß 3.5 der Allgemeinen Ge-
schäftsbedingungen in Zahlungsver-
zug geraten ist.
Sozialamt
Der Auftraggeber tritt seine sekundär-
en Sozialhilfeansprüche aus § 74 SGB 
XII gegen den Sozialhilfeträger in Höhe 
der Eigenleistungen an den Bestatter 
zur Absicherung seiner Werklohnforde-
rung aus dem Bestattungsvertrag ab, 
der die Abtretung hiermit annimmt. 
Die Wirksamkeit der Abtretung ist 
aufschiebend bedingt durch die im We-
sentlichen vertragsgerechte vollständi-
ge Erbringung der Eigenleistungen 
des Bestatters. Im Übrigen gilt 3.7 letz-
ter Satz der Allgemeinen Geschäftsbe-
dingungen sinngemäß. Der Auftragge-
ber ist verp�ichtet, das Verfahren nach 
§ 74 SGB XII durch Vorlage aller ihm 
zur Verfügung stehenden Unterlagen 
zu fördern und alle in diesem Zusam-
menhang notwendigen Erklärungen 
und Anträge gegenüber dem Sozial-
amt abzugeben.

Beendigung des Vertrages
Kündigung
Das Recht zur ordentlichen Kündigung 
des Bestattungsvertrages ist ausge-

schlossen. Hiervon unberührt bleibt 
das Recht des Bestatters und des Auf-
traggebers, den Bestattungsvertrag 
aus wichtigem Grund zu kündigen.
Vergütung
Wird der Bestattungsvertrag durch 
eine Kündigung des Bestatters aus 
wichtigem Grund, der von dem Auf-
traggeber zu vertreten ist, gekündigt, 
so hat der Auftraggeber dem Bestatter 
die vereinbarte Vergütung für die be-
reits im Wesentlichen vertragsgerecht 
erbrachten Teilleistungen zu zahlen.
Entgangener Gewinn
In Bezug auf die noch nicht erbrachten 
Eigenleistungen steht dem Bestatter 
gegen den Auftraggeber ein Anspruch 
auf Zahlung eines pauschalisierten ent-
gangenen Gewinnes in Höhe von 20 % 
der Auftragssumme der noch nicht er-
brachten Eigenleistungen netto zuzüg-
lich Mehrwertsteuer zu. Der Auftragge-
ber kann den Nachweis führen, dass 
ein entgangener Gewinn überhaupt 
nicht entstanden oder wesentlich ge-
ringer ausgefallen ist.

Gewährleistung
O�ensichtliche Mängel
Mängelansprüche des Auftraggebers 
für o�ensichtliche Mängel sind ausge-
schlossen, wenn er sie nicht binnen 
einer Frist von 3 Monaten seit Vollen-
dung der Bestattungsleistung dem 
Bestatter schriftlich anzeigt.
Gewährleistungsfrist
Die Gewährleistungsfrist beträgt 1 Jahr, 
es sei denn, dass der Bestatter Mängel 
arglistig verschwiegen hat. Die Gewähr-
leistungsfrist beginnt mit dem Schluss 
des Jahres, in dem die Mängelansprü-
che entstanden sind und der Auftrag-
geber von den die Mängelansprüche 
begründenden Umständen Kenntnis 
erlangt hat oder ohne grobe Fahrlässig-
keit hätte erlangen müssen.
Haftung
Ist der Bestatter zum Schadensersatz 
verp�ichtet, tritt die Ersatzp�icht bei 
leichter Fahrlässigkeit nur ein, wenn 
Leben, Körper, Gesundheit oder wesent-
liche Vertragsp�ichten verletzt wurden. 
Die Haftungsbeschränkung nach 5.3 
Satz 1 gilt auch für Schäden, die durch 
Erfüllungsgehilfen des Bestatters verur-
sacht und verschuldet wurden.

Schlussbestimmungen
Salvatorische Klausel
Die Unwirksamkeit einzelner Bestim-
mungen berührt die Wirksamkeit 

der übrigen Allgemeinen Geschäfts-
bedingungen nicht. Die unwirksame 
Bestimmung ist durch eine gültige zu 
ersetzen, die dem angestrebten Ziel 
möglichst nahe kommt.
Erfüllungsort
Der Erfüllungsort für die Leistungen 
der Vertragsparteien ist der Geschäfts-
sitz des Bestatters.
Rechtswahl
Es gilt das Recht der Bundesrepublik 
Deutschland. Diese Rechtswahl gilt 
nur insoweit, als nicht der gewährte 
Schutz durch zwingende Bestimmun-
gen des Rechts des Staates, in dem der 
Auftraggeber seinen gewöhnlichen 
Aufenthalt hat, entzogen wird.

Quellenangabe: Empfehlung des BDB 
für Allgemeine Geschäftsbedingungen 
für Bestattungsverträge. Es ist nicht ge-
stattet, diese AGBs ganz oder teilweise 
nachzudrucken bzw. auf fotomechani-
schem Weg zu vervielfältigen.

Datenschutzerklärung 
des „Bestattungshauses Hebenstreit & 
Kentrup GmbH“ nach Datenschutz-Grund-
verordnung (DSGVO).
Stand: 1. Mai 2018

Name und Kontaktdaten des für 
die Verarbeitung Verantwortlichen
Verantwortlicher im Sinne der Daten-
schutz-Grundverordnung für das Bestat-
tungshaus Hebenstreit & Kentrup GmbH 
ist: Werner Kentrup, August-Bier-Straße 
33, 53129 Bonn, Tel  0228 . 911 820 
eMail  info@abschiednehmen.de

Art, Dauer und Rechtsgrundlagen 
der Datenverarbeitung
Für den Fall der Vertragsanbahnung, des Ab-
schlusses eines Bestattungsvertrages oder 
Bestattungsvorsorgevertrages und dessen 
Abwicklung erheben und verarbeiten wir 
folgende Daten: Anrede, Vorname und 
Nachname des Auftraggebers, eMail-Adres-
se, Anschrift, Telefonnummer; Anrede, Vor-
name, Nachname des/der Verstorbenen, 
Geburts-, Sterbedatum und Geburtsort, 
Personenstand, Konfession des/der Verstor-
benen, Verwandtschaftsverhältnisse, Kon-
taktdaten eines Bevollmächtigten, Kontakt-
daten der Krankenkassen des/der Verstorbe-
nen, Kontaktdaten der Rentenstellen des/-
der Verstorbenen, Kontaktdaten der Versi-
cherungsgesellschaften des/der Verstorbe-
nen, Kontaktdaten der Personen der Trauer-
gesellschaft, Daten des Personalausweises 
des/der Verstorbenen, Fotos der Trauerfeier. 
Bei Beauftragung auch: Fingerprints des 
Verstorbenen, Totenmaske, Fotos des/der 
Verstorbenen, Haarproben des/der Verstor-
benen. Die Erhebung und Verwendung 
der Konfession des/der Verstorbenen, der 
Daten für die Erstellung von Fingerprints 
des/der Verstorbenen, die biometrischen 
Daten für die Totenmaske, die Entnahme 
von Haarproben des/der Verstorbenen, die 
Anfertigung von Fotos des/der Verstorbe-
nen und der Trauerfeier erfolgt nur, wenn 
der Betro�ene sich ausdrücklich mit der 
Erhebung, Speicherung und Verarbeitung 
dieser personenbezogenen Daten gem. Art. 
9 Abs. 2 a) DSGVO einverstanden erklärt.

Zweck der Datenverarbeitung, Spei-
cherdauer und Rechtsgrundlagen
Zweck 
Die Datenerhebung und Datenverarbei-
tung erfolgt für die Erstellung eines Ange-
botes, des Vertragsschlusses und die Ver-
tragsabwicklung sowie für die angemesse-
ne Bearbeitung des Bestattungsauftrages, 
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soweit dies für die beidseitige Erfüllung 
der Verp�ichtungen aus dem Vertragsver-
hältnis erforderlich ist.
Speicherdauer 
Die personenbezogenen Daten werden 
gelöscht oder gesperrt, sobald der Zweck 
der Speicherung entfällt. Eine Speiche-
rung kann darüber hinaus erfolgen, wenn 
dies durch den europäischen oder nationa-
len Gesetzgeber in unionsrechtlichen Ver-
ordnungen, Gesetzen oder sonstigen Vor-
schriften, denen der Verantwortliche unter-
liegt, vorgesehen wurde. Eine Sperrung 
oder Löschung der Daten erfolgt auch 
dann, wenn eine durch die genannten 
Normen vorgeschriebene Speicherfrist 
abläuft, es sei denn, dass eine Erforderlich-
keit zur weiteren Speicherung der Daten 
für einen Vertragsabschluss oder eine Ver-
tragserfüllung besteht.
Rechtsgrundlage für die Verarbeitung 
personenbezogener Daten
Soweit für Verarbeitungsvorgänge personen-
bezogener Daten eine Einwilligung der be-
tro�enen Personen erforderlich ist, dient Art. 
6 Abs. 1 lit. a), 9 Abs. 2 a) DSGVO als Rechts-
grundlage. Bei der Verarbeitung von perso-
nenbezogenen Daten, die zur Erfüllung 
eines Vertrages, dessen Vertragspartei die be-
tro�ene Person ist, erforderlich ist, dient Art. 
6 Abs. 1 b) DSGVO als Rechtsgrundlage. Dies 
gilt auch für Verarbeitungsvorgänge, die zur 
Durchführung vorvertraglicher Maßnahmen 
erforderlich sind. Soweit eine Verarbeitung 
personenbezogener Daten zur Erfüllung 
einer rechtlichen Verp�ichtung erforderlich 
ist, der unser Unternehmen unterliegt, dient 
Art. 6 Abs. 1 c) DSGVO als Rechtsgrundlage. 
Für den Fall, dass lebenswichtige Interessen 
der betro�enen Person oder einer anderen 
natürlichen Person eine Verarbeitung perso-
nenbezogener Daten erforderlich machen, 
dient Art. 6 Abs. 1 d) DSGVO als Rechtsgrund-
lage. Ist die Verarbeitung zur Wahrung eines 
berechtigten Interesses unseres Unterneh-
mens oder eines Dritten erforderlich und 
überwiegen die Interessen, Grundrechte 
und Grundfreiheiten des Betro�enen das 
erstgenannte Interesse nicht, so dient Art. 6 
Abs. 1 lit. f DSGVO als Rechtsgrundlage für 
die Verarbeitung.

Weitergabe von Daten an Dritte
Die Weitergabe von Daten an Dritte 
erfolgt nur, soweit dies für die Vertragsab-
wicklung erforderlich ist. Dritte sind 
Gerichte, Behörden, insbesondere das 
Standesamt, das Ordnungsamt, die Fried-
hofsverwaltung, das Gesundheitsamt, die 
Staatsanwaltschaft, gesetzliche Sozialversi-
cherungen, insbesondere Krankenkassen, 

Rentenversicherungen, Unfallversicherun-
gen, Lebensversicherungen und sonstige 
private Versicherungsgesellschaften, der 
Zeitungsverlag für die Traueranzeige, das 
Blumengeschäft für die Trauer�oristik, der 
Steinmetz, der Trauerredner, der Trauermu-
siker, die Einzugszentralen Rundfunk, ARD, 
ZDF, Deutschlandradio, Religionsgemein-
schaften.

Rechte der betro�enen Person
Werden personenbezogene Daten 
verarbeitet und sind Sie Betro�ener i.S.d. 
DSGVO, stehen Ihnen folgende Rechte 
gegenüber dem Verantwortlichen zu:
Auskunftsrecht
Sie können von dem Verantwortlichen 
eine Bestätigung darüber verlangen, ob 
personenbezogene Daten, die Sie betref-
fen, von uns verarbeitet werden.
Liegt eine solche Verarbeitung vor, können 
Sie von dem Verantwortlichen über folgen-
de Informationen Auskunft verlangen:
Die Zwecke, zu denen die personenbezo-
genen Daten verarbeitet werden.
Die Kategorien von personenbezogenen 
Daten, welche verarbeitet werden.
Die Empfänger bzw. die Kategorien von 
Empfängern, gegenüber denen die Sie be-
tre�enden personenbezogenen Daten of-
fengelegt wurden oder noch o�engelegt 
werden.
Die geplante Dauer der Speicherung der 
Sie betre�enden personenbezogenen 
Daten oder, falls konkrete Angaben hierzu 
nicht möglich sind, Kriterien für die Festle-
gung der Speicherdauer.
Das Bestehen eines Rechts auf Berichti-
gung oder Löschung der Sie betre�enden 
personenbezogenen Daten, eines Rechts 
auf Einschränkung der Verarbeitung durch 
den Verantwortlichen oder eines Wider-
spruchsrechts gegen diese Verarbeitung.
Das Bestehen eines Beschwerderechts bei 
einer Aufsichtsbehörde.
Alle verfügbaren Informationen über die 
Herkunft der Daten, wenn die personenbe-
zogenen Daten nicht bei der betro�enen 
Person erhoben werden.
Recht auf Berichtigung
Sie haben ein Recht auf Berichtigung 
und/oder Vervollständigung gegenüber 
dem Verantwortlichen, sofern die verarbei-
teten personenbezogenen Daten, die Sie 
betre�en, unrichtig oder unvollständig 
sind. Der Verantwortliche hat die Berichti-
gung unverzüglich vorzunehmen.
Recht auf Einschränkung der 
Verarbeitung
Unter den folgenden Voraussetzungen 
können Sie die Einschränkung der Verar-
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beitung der Sie betre�enden personenbe-
zogenen Daten verlangen:
Wenn Sie die Richtigkeit der Sie betre�en-
den personenbezogenen für eine Dauer 
bestreiten, die es dem Verantwortlichen 
ermöglicht, die Richtigkeit der personen-
bezogenen Daten zu überprüfen.
Die Verarbeitung unrechtmäßig ist und 
Sie die Löschung der personenbezogenen 
Daten ablehnen und stattdessen die Ein-
schränkung der Nutzung der personenbe-
zogenen Daten verlangen.
Der Verantwortliche die personenbezo-
genen Daten für die Zwecke der Verarbei-
tung nicht länger benötigt, Sie diese 
jedoch zur Geltendmachung, Ausübung 
oder Verteidigung von Rechtsansprüchen 
benötigen.
Wenn Sie Widerspruch gegen die Verar-
beitung gemäß Art. 21 Abs. 1 DSGVO ein-
gelegt haben und noch nicht feststeht, 
ob die berechtigten Gründe des Verant-
wortlichen gegenüber Ihren Gründen 
überwiegen.
Wurde die Verarbeitung der Sie betre�en-
den personenbezogenen Daten einge-
schränkt, dürfen diese Daten – von ihrer 
Speicherung abgesehen – nur mit Ihrer 
Einwilligung oder zur Geltendmachung, 
Ausübung oder Verteidigung von Rechts-
ansprüchen oder zum Schutz der Rechte 
einer anderen natürlichen oder juristi-
schen Person oder aus Gründen eines 
wichtigen ö�entlichen Interesses der 
Union oder eines Mitgliedstaats verarbei-
tet werden. Wurde die Einschränkung der 
Verarbeitung nach den o.g. Voraussetzun-
gen eingeschränkt, werden Sie von dem 
Verantwortlichen unterrichtet, bevor die 
Einschränkung aufgehoben wird.
Recht auf Löschung
Sie können von dem Verantwortlichen 
verlangen, dass die Sie betre�enden per-
sonenbezogenen Daten unverzüglich ge-
löscht werden, und der Verantwortliche 
ist verp�ichtet, diese Daten unverzüglich 
zu löschen, sofern einer der folgenden 
Gründe zutri�t:
Die Sie betre�enden personenbezogenen 
Daten sind für die Zwecke, für die sie erho-
ben oder auf sonstige Weise verarbeitet 
wurden, nicht mehr notwendig.
Sie widerrufen Ihre Einwilligung, auf die 
sich die Verarbeitung gem. Art. 6 Abs. 1 
lit. a oder Art. 9 Abs. 2 a) DSGVO stützte, 
und es fehlt an einer anderweitigen Rechts-
grundlage für die Verarbeitung.
Sie legen gem. Art. 21 Abs. 1 DSGVO Wider-
spruch gegen die Verarbeitung ein und 
es liegen keine vorrangigen berechtigten 
Gründe für die Verarbeitung vor, oder 

Sie legen gem. Art. 21 Abs. 2 DSGVO Wider-
spruch gegen die Verarbeitung ein.
Die Sie betre�enden personenbezogenen 
Daten wurden unrechtmäßig verarbeitet.
Die Löschung der Sie betre�enden perso-
nenbezogenen Daten ist zur Erfüllung 
einer rechtlichen Verp�ichtung nach dem 
Unionsrecht oder dem Recht der Bundes-
republik Deutschland nicht erforderlich. 
Das Recht auf Löschung besteht nicht, 
soweit die Verarbeitung erforderlich ist 
zur Ausübung des Rechts auf freie Mei-
nungsäußerung und Information;
zur Erfüllung einer rechtlichen Verp�ich-
tung, die die Verarbeitung nach dem Recht 
der Union oder der Mitgliedstaaten, dem 
der Verantwortliche unterliegt, erfordert, 
oder zur Wahrnehmung einer Aufgabe, 
die im ö�entlichen Interesse liegt oder in 
Ausübung ö�entlicher Gewalt erfolgt, die 
dem Verantwortlichen übertragen wurde;
aus Gründen des ö�entlichen Interesses 
im Bereich der ö�entlichen Gesundheit 
gemäß Art. 9 Abs. 2 h) und i) sowie Art. 9 
Abs. 3 DSGVO;
zur Geltendmachung, Ausübung oder Ver-
teidigung von Rechtsansprüchen.
Recht auf Unterrichtung
Haben Sie das Recht auf Berichtigung, Lö-
schung oder Einschränkung der Verarbei-
tung gegenüber dem Verantwortlichen 
geltend gemacht, ist dieser verp�ichtet, 
allen Empfängern, denen die Sie betref-
fenden personenbezogenen Daten o�en-
gelegt wurden, diese Berichtigung oder 
Löschung der Daten oder Einschränkung 
der Verarbeitung mitzuteilen, es sei denn, 
dies erweist sich als unmöglich oder ist 
mit einem unverhältnismäßigen Aufwand 
verbunden. Ihnen steht gegenüber dem 
Verantwortlichen das Recht zu, über diese 
Empfänger unterrichtet zu werden.
Recht auf Datenübertragbarkeit
Sie haben das Recht, die Sie betre�enden 
personenbezogenen Daten, die Sie dem 
Verantwortlichen bereitgestellt haben, 
in einem strukturierten, gängigen und 
maschinenlesbaren Format zu erhalten. 
Außerdem haben Sie das Recht, diese 
Daten einem anderen Verantwortlichen 
ohne Behinderung durch den Verantwort-
lichen, dem die personenbezogenen 
Daten bereitgestellt wurden, zu übermit-
teln, sofern
die Verarbeitung auf einer Einwilligung 
gem. Art. 6 Abs. 1 a) DSGVO oder Art. 9 
Abs. 2 a) DSGVO oder auf einem Vertrag 
gem. Art. 6 Abs. 1 b) DSGVO beruht und
die Verarbeitung mithilfe automatisierter 
Verfahren erfolgt. 
In Ausübung dieses Rechts haben Sie 

ferner das Recht, zu erwirken, dass die Sie 
betre�enden personenbezogenen Daten 
direkt von einem Verantwortlichen einem 
anderen Verantwortlichen übermittelt 
werden, soweit dies technisch machbar 
ist. Freiheiten und Rechte anderer Perso-
nen dürfen hierdurch nicht beeinträchtigt 
werden. Das Recht auf Datenübertragbar-
keit gilt nicht für eine Verarbeitung perso-
nenbezogener Daten, die für die Wahrneh-
mung einer Aufgabe erforderlich ist, die 
im ö�entlichen Interesse liegt oder in 
Ausübung ö�entlicher Gewalt erfolgt, die 
dem Verantwortlichen übertragen wurde.
Widerspruchsrecht
Sie haben das Recht, aus Gründen, die 
sich aus ihrer besonderen Situation erge-
ben, jederzeit gegen die Verarbeitung der 
Sie betre�enden personenbezogenen 
Daten, die aufgrund von Art. 6 Abs. 1 e) 
oder f) DSGVO erfolgt, Widerspruch einzu-
legen. Der Verantwortliche verarbeitet die 
Sie betre�enden personenbezogenen 
Daten nicht mehr, es sei denn, er kann 
zwingende schutzwürdige Gründe für die 
Verarbeitung nachweisen, die Ihre Interes-
sen, Rechte und Freiheiten überwiegen, 
oder die Verarbeitung dient der Geltend-
machung, Ausübung oder Verteidigung 
von Rechtsansprüchen.
Recht auf Widerruf der datenschutz-
rechtlichen Einwilligungserklärung
Sie haben das Recht, Ihre datenschutz-
rechtliche Einwilligungserklärung jederzeit 
zu widerrufen. Durch den Widerruf der Ein-
willigung wird die Rechtmäßigkeit der auf-
grund der Einwilligung bis zum Widerruf 
erfolgten Verarbeitung nicht berührt.
Recht auf Beschwerde bei einer 
Aufsichtsbehörde
Unbeschadet eines anderweitigen verwal-
tungsrechtlichen oder gerichtlichen 
Rechtsbehelfs steht Ihnen das Recht auf 
Beschwerde bei einer Aufsichtsbehörde, 
insbesondere in dem Mitgliedstaat ihres 
Aufenthaltsorts, ihres Arbeitsplatzes oder 
des Orts des mutmaßlichen Verstoßes, 
zu, wenn Sie der Ansicht sind, dass die 
Verarbeitung der Sie betre�enden perso-
nenbezogenen Daten gegen die DSGVO 
verstößt. Die Aufsichtsbehörde, bei der 
die Beschwerde eingereicht wurde, unter-
richtet den Beschwerdeführer über den 
Stand und die Ergebnisse der Beschwer-
de einschließlich der Möglichkeit eines 
gerichtlichen Rechtsbehelfs nach Art. 78 
DSGVO.
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